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ZIP	 Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZRP	 Zeitschrift für Rechtspolitik
zum.	 zumindest
zust.	 zustimmend
ZZP	 Zeitschrift für Zivilprozess



A.  Einführung

I.  Problemaufriss

Das Arbeitsrecht zeichnet sich durch eine ungemeine Vielfalt von Entschei-
dungsträgern aus.1 Man spricht von den vier „autonomen“2 Mächten: Staatsautono-
mie, Tarifautonomie, Betriebsautonomie und Privatautonomie.3 Voran stehen der 
europäische und der deutsche Gesetzgeber. Zusammen mit der arbeitsgerichtlichen 
Rechtsprechung wird das Ziel verfolgt, einen tauglichen Rechtsrahmen zu schaffen. 
Innerhalb dieser Grenzen konkretisieren die Kollektivvertretungen die abstrakten 
Bedürfnisse im Arbeitsleben normativ. Die Gewerkschaften und Betriebsvertre-
tungen verfolgen in erster Linie den Schutz der Arbeitnehmer. Sie schaffen eine 
kollektive Verhandlungsmacht gegen den typischerweise strukturell überlegenen 
Arbeitgeber. Zugleich verfolgt das Kollektivarbeitsrecht Rationalisierungsinter-
essen – den Wunsch, individualrechtliche Regelungen zugunsten übergeordneter 
Belange zu korrigieren. Im Ausgangspunkt regeln die Arbeitsvertragsparteien ihre 
jeweiligen Bedürfnisse aber eigenverantwortlich. Im Lichte der Privatautonomie 
sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Herren des Arbeitsverhältnisses.

Diese Vielzahl relevanter Vorschriften hat das Arbeitsrecht sinnvoll und ange-
messen in Beziehung zueinander zu setzen.4 Wolfgang Siebert sieht in der rang-
ordnungsrechtlichen Bestimmung der Gestaltungsmittel „das Kernstück unserer 
arbeitsverfassungsrechtlichen Systematik“5. Dieser prinzipiellen Aufgabe hat sich 
die Rechtsquellentheorie gewidmet.6 Ausgangspunkt ist die sogenannte Pyrami-
de arbeitsrechtlicher Gestaltungsfaktoren7: Gesetz (Europarecht, Verfassung und 
Gesetzesrecht), Kollektivarbeitsrecht (Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung) 
sowie Individualarbeitsrecht (einschließlich des Direktionsrechts) stehen in ei-
nem logischen Stufenverhältnis. Insoweit wird die Arbeitsverfassung8 vom Rang-
prinzip beherrscht. Andererseits wird das Rangprinzip vom Günstigkeitsprinzip 

1  Rehberg, RdA 2012, 160 (161).
2  Krit. zum Begriff autonomer Rechtsetzung im Arbeitsrecht Galperin, in: Nipperdey, 

143 ff.
3  Siehe nur E. Picker, NZA 2002, 761; bereits Wlotzke, 11.
4  Siehe auch Herrmann, ZfA 1989, 577 (579); nach Linsenmaier, RdA 2014, 336 (340) 

handelt es sich um „kein exotisches Problem“ für Arbeitsrechtler.
5  W. Siebert, in: Dietz/A. Hueck/Reinhardt, 119.
6  Grundl. Adomeit; allg. zur Vielzahl von Rechtsquellen als Problem Rüthers/Fischer/

Birk, § 6 Rn. 270 ff.
7  Zöllner/Loritz/Hergenröder, § 7 II.
8  Zu diesem Begriff bereits Richardi (1968), 333.
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durchbrochen, wonach rangniedere Regelungen ausnahmsweise vorgehen, wenn 
sie arbeitnehmergünstig wirken.9 Freilich sind die Kollisionsprobleme damit nicht 
vollends gelöst: Namentlich beim Verhältnis von kollektivrechtlichen Regelungen 
einerseits zum Individualarbeitsrecht andererseits10 geht es um eine nach wie vor 
ungeklärte „Grundfrage des Arbeitsrechts“11. Das Verhältnis von Privatautono-
mie und Kollektivmacht betrifft die uralte Gegensätzlichkeit von Eigennutz und 
Gemeinsinn.12

II.  Spezifizierung des Untersuchungsgegenstands

Der Bereich ablösender Betriebsvereinbarungen steht beispielhaft für diese 
Grundproblematik, wo es um das Verhältnis von individualarbeitsrechtlichen Re-
gelungen zu einer kollektivrechtlichen Betriebsvereinbarung geht. Dabei lassen 
sich verschiedene Konstellationen unterscheiden: Die individualrechtliche Rege-
lung ist als echte Individualvereinbarung oder als allgemeine Arbeitsbedingung 
denkbar. Die Betriebsvereinbarung kann zeitlich vorausgehen oder nachfolgen. 
Sie kann im Vergleich zum Individualarbeitsrecht günstig oder belastend für die 
Arbeitnehmer wirken. Eine Belastung kann die gesamte Belegschaft, bestimmte 
Gruppen oder einzelne Arbeitnehmer betreffen.

Die rechtliche Auseinandersetzung um die ablösende Betriebsvereinbarung 
erfasst den Kernbereich betrieblicher Gestaltungsmöglichkeit.13 In praktischer 
Hinsicht handelt es sich um ein höchst emotionsgeladenes Thema, wenn unter-
schiedliche Interessen mehrerer Beteiligter im Raum stehen: Arbeitgeber, Einzel-
arbeitnehmer, Belegschaft und Betriebsrat ziehen nicht stets gemeinsam an einem 
Strang. Innerhalb des gedanklichen Rahmens von Bestandssicherung und Anpas-
sungsbedürfnissen spielt die Flexibilisierung im Arbeitsrecht (Flexicurity14) eine 
anhaltend überragende Rolle15. Der Ruf nach variablen Arbeitsbedingungen wird 

9  Zum Verhältnis der Arbeitsrechtsquellen nur ErfK/Preis, § 611 BGB Rn. 236 ff.
10  Eingehend Großmann, 1 ff.; G. Hueck, in: Nipperdey, 203 spricht von einem arbeits-

rechtl. charakteristischen „Dualismus“; Herrmann, ZfA 1989, 577 (579) hält das Gesell-
schaftsrecht für eine vergleichbare Erscheinungsform.

11  BAG GS 16. 9. 1986 – GS 1/82 – NZA 1987, 168 (B. II.); 7. 11. 1989 – GS 3/85 – NZA 
1990, 816 (B. II. 1.).

12  Grundl. die Habilitationsschriften von Richardi (1968); Säcker (1972); später Kreutz.
13  Ausdr. Hromadka, DB 1985, 864.
14  Dieser Begriff geht entsch. zurück auf das Grünbuch der Kommission der Europäi-

schen Gemeinschaften „Ein moderneres Arbeitsrecht für die Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts“ vom 22. 11. 2006, KOM (2006) 708 endg., 4; verwendet etwa auch von MüArbR/ 
Krause, Bd. 1, § 56 Rn. 1.

15  Siehe nur P. Hanau, in: Gaugler/Wiese, 11 ff.; ders./Hromadka, NZA 2005, 73; Hro-
madka, NZA 1996, 1233; ders., NZA 2012, 585 (590 f.); Zöllner, ZfA 1988, 265 ff. (insb. 
279 f.); ders., NZA 1997, 121 (122); insb. auch Reichold, RdA 2002, 321 (322); Reinecke, 
NZA 2005, 953 ff.
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nicht nur bei wirtschaftlicher Rezession und hoher Arbeitslosigkeit laut, wenn-
gleich das Interesse an Flexibilität in diesen Zeiten besonders stark ausgeprägt ist.

Aufgabe der vorliegenden Untersuchung soll nicht sein, sämtliche Aspekte zur 
Änderung von Arbeitsbedingungen im Arbeitsverhältnis zu diskutieren und zu 
systematisieren.16 Die nachfolgenden Ausführungen konzentrieren sich auf das 
Schicksal allgemeiner Arbeitsbedingungen. Diskussionen hierüber halten seit 
Jahrzehnten an.17 Einschneidende Gerichtsurteile sind ergangen, zahlreiche wis-
senschaftliche Abhandlungen füllen die Bibliotheken.18 Grundsätzlich besteht 
Einigkeit über das Ob einer Ablösungsmöglichkeit, da betriebliche Bedürfnisse 
nach Veränderung einer schrankenlosen Zementierung von allgemeinen Arbeits-
bedingungen entgegenstehen.19 Unangemessen und fehlerhaft wäre indes, mit allen 
Mitteln eine rechtliche Begründung – über die Grenzen konsequenter Dogmatik 
hinaus – zu (er-)finden.20 Nicht alles, was praktisch wünschenswert ist, muss recht-
lich ohne weiteres zulässig sein.21 Zum Verfall in eine solche palmström’sche Logik 
kann es bei der Frage um die Zulässigkeit ablösender Betriebsvereinbarungen aber 
leider nur allzu leicht kommen.22 Richtigerweise muss die gefundene Lösung gera-
de in privatrechtlicher Hinsicht tragfähig und belastbar sein. Gewiss: Dieser Weg 
ist nicht nur steinig; er bildet gewissermaßen das Ziel selbst.

Über den richtigen Lösungsansatz bestand in der Vergangenheit große Unei-
nigkeit. Wie die andauernde Diskussion gezeigt hat, ist der rechtliche Rahmen für 
ablösende Betriebsvereinbarungen alles andere als klar. In der Folge besteht „ein 

16  Wenngleich die Entwicklung eines stimmigen Gesamtkonzepts eine interessante Auf-
gabe für die Zukunft bleibt, denn mit Hromadka, RdA 1992, 234 (235) gilt nach wie vor: „Es 
gibt keine ‚Theorie der Anpassung von Arbeitsbedingungen‘“; krit. auch ders., in: Baeck/
Hauck et al., 463 (476); ders., in: Schubert, 78 (79); ferner Käppler, in: Heinze/Söllner, 475 
(476); Leder, RdA 2010, 93 (100); Thüsing, NZA 2005, 718 (723); insoweit sehnt Strick, NZA 
2005, 723 (726) unter Verweis auf P. Hanau, NJW Edit. 14/2005 ein taugliches Arbeitsver-
tragsgesetz herbei.

17  So sprach bereits Canaris, RdA 1974, 18 von einem „sattsam bekannten und bis zum 
Überdruß erörterten Problem“; auch Zöllner, ZfA 1988, 265 (279) sieht die Ablösungsfrage 
„exzessiv“ diskutiert.

18  Nicht von ungefähr spricht Krause, JA 2014, 944 (945) von einer der „umstrittensten 
Fragen des Betriebsverfassungsrechts in den 1970er und 1980er Jahren“.

19  Stellv. Gamillscheg (2008), § 47 10. (1).
20  Generell ist zu beachten, dass die Rechtswissenschaft nicht mit der Rechtspolitik ver-

wechselt werden darf: Bachner, NZA 1999, 1241 (1245); siehe auch Bryde, SR 2015, 128; 
Heußner, in: Dieterich/Gamillscheg/Wiedemann, 317 (319); Richardi, in: Lieb/Noack/Wes-
termann, 935 (936 ff.).

21  Strenger Leinemann, DB 1985, 1394 (1395), der rechtl. oder praktische (Ablösungs-)
Schwierigkeiten als grds. ungeeignet hält, vertragl. Rechte einzuschränken.

22  So geben Meinel/Kiehn, NZA 2014, 509 (513) zu bedenken, dass das für richtig ge-
haltene Ergebnis maßgeblich die Argumentation zur ablösenden Betriebsvereinbarung be-
einflusst.
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